

Der Rahmen-GAV für die Nahverkehrsbetriebe im ZVV steht

Wenn die Gemeinde ein neues Schulhaus baut, darf sie nur Firmen beauftragen, welche die Gesamtarbeitsverträge der Branche einhalten. Genau das soll auch beim öffentlichen Verkehr gelten: Wenn der Kanton Zürich Bus- oder Tramlinien ausschreibt, so muss jeder Anbieter die branchenüblichen Anstellungsbedingungen einhalten. Diese Bedingungen sind jetzt in einem Rahmen-Gesamtarbeitsvertrag zusammengefasst, welcher per 1.1.2014 in Kraft treten soll. Die Sozialpartner VBZ, VPOD, transfair, Syna haben sich auch auf die betriebliche Umsetzung dieses GAV geeinigt. Die VPOD-Mitglieder haben in einer Urabstimmung dem Paket klar zugestimmt. Das Vertragswerk wird per 1.1.2014 in Kraft treten.

Der Rahmen-Gesamtarbeitsvertrag für die Nahverkehrsbetriebe im Zürcher Verkehrsverbund ist unterschriftsreif. Die wichtigsten Verkehrsbetriebe sind dabei, darunter der mit Abstand grösste Betrieb: Die VBZ. In einer Urabstimmung haben die VPOD-Mitglieder bei den VBZ und beim Stadtbus Winterthur dem GAV überaus deutlich zugestimmt.

Mit dem Rahmen-GAV werden die üblichen Arbeitsbedingungen festgelegt. Für den einzelnen Betrieb wird die betriebliche Umsetzung durch die Sozialpartner vereinbart. Bei Postauto oder Forchbahn durch einen Betriebs-GAV, bei den VBZ oder in Winterthur gilt das städtische Personalrecht als Umsetzung der Branchenüblichkeit. Zusätzlich regel wir mit der VBZ mit einer „Betriebsvereinbarung VBZ“ technische Details der Umsetzung, insbesondere die Handhabung der Wegzeiten (dienstliche Verschiebung von und zu Ablösestellen) oder der Dienstplangestaltung.

Fast nichts ändert – und trotzdem ein grosser Schritt nach vorn
Das städtische Personalrecht bleibt für die VBZ in Kraft. Die Punkte Wegzeiten und Dienstplangestaltung wurden bereits zum Voraus mit Wirkung ab August 2013 in Kraft gesetzt. Am 1. Januar 2013 wird also bei der VBZ eigentlich nicht mehr viel ändern – trotzdem ist der GAV ein grosser Schritt nach vorn. Der GAV sichert die Anstellungsbedingungen vor Lohndumping und sichert damit auch die Arbeitsplätze der VBZ. Wettbewerb im öffentlichen Verkehr wird sich künftig um Effizienz und Qualität drehen – und nicht um Lohnabbau.

Der Abschluss des GAV markiert einen grossen Schritt nach vorn. Einst scheiterten die Bemühungen für den GAV vor allem am damaligen Widerstand der VBZ. Seit dem Warnstreik des VPOD im VBZ-Depot Irchel 2011 wurde über den GAV ernsthaft verhandelt; nach dem Entscheid des Bundesamtes für Verkehr im Sommer 2012 zu einer Beschwerde des VPOD konnten wir diesen wichtigsten Streitpunkt auf betrieblicher Ebene lösen, so dass das Paket Rahmen-GAV+ Betriebsvereinbarung VBZ nun unterschriftsreif ist. Positiv ist zu vermerken, dass auch das Betriebsklima bei den VBZ stark verbessert werden konnte.

Erfahrungen mit Ausschreibungen in anderen Kantonen
Ausschreibungen ohne GAV führen zu Lohndruck und Dumping: So kürzten die Gewinner der Ausschreibungen in Zofingen (2004) oder Sargans (2006) die Löhne der Chauffeusen und Chauffeure. Im Kanton Bern, wo seit 2002 ein kantonaler Bus-GAV zwischen dem Arbeitgeberverband KBU und den Gewerkschaften VPOD, SEV und Syndicom besteht, wurden mehrfach Buslinien ausgeschrieben. Trotz zahlreichen Betreiberwechseln kam es nicht zu Lohndumping, auch das Personal wurde dank GAV jeweils ohne Lohnabbau übernommen. Die grossen und effizienten Betriebe wie Bernmobil, Postauto, STI usw. konnten Ausschreibungen für sich entscheiden. Der Wettbewerb dreht sich in Bern dank GAV um Qualität und Effizienz statt Lohnabbau, und dies soll nun auch der Rahmen-GAV im ZVV sicherstellen.
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